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1. Allgemeines / Termine / Zivilrecht 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 
 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
    Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.06.2016 13.06.2016 07.06.2016 

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-
ner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag  

10.06.2016 13.06.2016 07.06.2016 

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag 

10.06.2016 13.06.2016 07.06.2016 

Umsatzsteuer4 10.06.2016 13.06.2016 07.06.2016 
Sozialversicherung5 28.06.2016 entfällt entfällt 

  
1     Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-

meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 

Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 

drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 

Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 
2      Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 

Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 
3     Für den abgelaufenen Monat. 
4     Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5      Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag 

des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Last-

schriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 

müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.06.2016) an die jeweilige Einzugs-

stelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 

Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor 

dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 

einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

  

 

2. Arbeitsrecht 
 

Europäische Plattform zur Bekämpfung von Schwarzarbeit beschlossen 
Schwarzarbeit soll in Europa mit Hilfe einer neuen Plattform bekämpft werden, die alle nationalen Behörden, wie 

z. B. Arbeitsagenturen, Steuerbehörden und Sozialämter sowie Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter zusam-

menbringt. Über diese Plattform sollen Erfahrungen ausgetauscht und Leitlinien zur effektiven Verhinderung von 

Schwarzarbeit entwickelt werden. Ein entsprechender Vorschlag der Europäischen Kommission wurde vom Eu-

ropäischen Parlament und dem Rat der Europäischen Union gebilligt. (Quelle: Pressemitteilung der Europäischen 

Kommission) 
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3. Einkommensteuer 

 
Abfindungen können auch bei Auszahlung in zwei Veranlagungszeiträumen steuerbe-
günstigt sein 
Abfindungszahlungen wegen Entlassung aus einem Dienstverhältnis sind steuerpflichtiger Arbeitslohn. Sie kön-

nen unter bestimmten Voraussetzungen mit einem begünstigten Steuersatz (sog. Fünftelregelung) versteuert 

werden. Das war bisher nur zulässig, wenn die Abfindung in einem Veranlagungszeitraum gezahlt wurde. Das 

Bundesministerium der Finanzen hat jetzt geregelt, dass Zahlungen in unterschiedlichen Veranlagungszeiträu-

men dann unschädlich sind, wenn eine Zahlung nur geringfügig ist. Das ist dann der Fall, wenn sie nicht mehr als 

10 % der Hauptzahlung beträgt oder niedriger als die Steuerersparnis ist, die sich aus der begünstigten Versteue-

rung der Hauptzahlung ergibt. 

 

Anwendung der Zinsschranke bei Gesellschafter-Fremdfinanzierung 
Im Rahmen der sogenannten Zinsschranke sind Zinsaufwendungen eines Betriebs nur bis zur Höhe der Zinser-

träge voll abzugsfähig, wenn eine schädliche Gesellschafter-Fremdfinanzierung vorliegt. Darüber hinausgehende 

Beträge unterliegen unter bestimmten Voraussetzungen der Abzugsbeschränkung. Bei dem in diesem Zusam-

menhang notwendigen Eigenkapital- und Konzernvergleich ist eine schädliche Gesellschafter-Fremdfinanzierung 

u. a. dann gegeben, wenn mehr als 10 % der die Zinserträge übersteigenden Beträge an wesentlich Beteiligte 

oder Nahestehende gezahlt werden. Dabei sind solche Beteiligungen nicht zusammenzurechnen, sondern jede 

ist für sich zu beurteilen. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) Hinweis: Ergänzend ist in diesem Zusammen-

hang auf die noch ausstehende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur etwaigen Verfassungswidrig-

keit der Zinsschranke hinzuweisen. 

  

Arbeitgeberleistungen zur betrieblichen Gesundheitsförderung sind steuerfrei 
Zusätzlich zum ohnehin zu zahlenden Arbeitslohn erbrachte Leistungen des Arbeitgebers zur Verbesserung des 

allgemeinen Gesundheitszustands und der betrieblichen Gesundheitsförderung sind steuerfrei. Der Höchstbetrag 

der steuerfreien Leistungen liegt bei 500 € je Arbeitnehmer im Kalenderjahr. Leistungen, die unter Anrechnung 

auf den vereinbarten Arbeitslohn oder durch Umwandlung des vereinbarten Arbeitslohns erbracht werden, sind 

nicht steuerfrei. Die vom Arbeitgeber bezuschussten Maßnahmen müssen hinsichtlich Qualität, Zweckbindung 

und Zielgerichtetheit bestimmten Mindestanforderungen genügen. Diese sind nach einem Urteil des Finanzge-

richts Bremen erfüllt, wenn die Maßnahmen durch Physiotherapeuten, Heilpraktiker oder qualifizierte Fitnesstrai-

ner erbracht werden. 

 

Aufwendungen des Vermieters zur Beseitigung nachträglich eingetretener Schäden 
sind Werbungskosten 
Zu den (nur) abschreibungsfähigen Anschaffungskosten eines Gebäudes gehört auch der sog. anschaffungsnahe 

Aufwand. Dieser liegt vor, wenn innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes Instandset-

zungs- und Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt werden, deren Aufwendungen (ohne Umsatzsteuer) 15 % 

der Anschaffungskosten übersteigen. Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise anfallen, 

sind in die Berechnung nicht einzubeziehen. Aufwendungen des Vermieters zur Beseitigung von Schäden, die 

der Mieter nach Erwerb einer Eigentumswohnung verursacht hat, sind keine (nur) abschreibungsfähigen anschaf-
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fungsnahen Aufwendungen. Solche Aufwendungen sind sofort abzugsfähige Werbungskosten bei den Einkünften 

aus Vermietung und Verpachtung. Der Bundesfinanzhof muss den Fall abschließend entscheiden. (Quelle: Urteil 

des Finanzgerichts Düsseldorf) 

  

Bundesregierung beschließt neue Besteuerung von Investmentfonds und deren Aus-
schüttungen 
Investmentfonds sammeln Geld von Anlegern und investieren es in verschiedene Anlagebereiche, wie beispiels-

weise Aktien oder festverzinsliche Wertpapiere. Die vom Fonds erzielten Erträge sind bisher nicht von ihm zu 

versteuern, sondern erst die Ausschüttung an die Anleger. Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf be-

schlossen, durch den sich die Besteuerung der Fonds und der Anleger ab 2018 ändern soll. Das Gesetz soll am 

10. Juni 2016 vom Bundestag verabschiedet werden.  

Wesentliche Änderungen bei den Fonds: 

Fonds sollen künftig ihre inländische Dividenden und Immobilienerträge versteuern. Andere Erträge, wie Zinsen 

oder Veräußerungsgewinne bleiben weiter steuerfrei. Fonds, die nicht oder nur sehr wenig ausschütten, sollen 

vorab eine pauschale Steuer (sog. Vorabpauschale) zahlen. Außerdem sollen Steuervorteile durch 

sog. Cum-Cum-Geschäfte rückwirkend zum 1. Januar 2016 nicht mehr möglich sein. 

Wesentliche Änderungen bei Privatanlegern: 

Privatanleger müssen ihre Ausschüttungen wie bisher mit dem Abgeltungsteuersatz von 25 % versteuern, ggf. 

auch mit dem niedrigeren persönlichen Steuersatz. Bei bestimmten Fonds sollen sie aber ab 2018 teilweise steu-

erfrei sein. Die Steuerfreiheit beträgt dann bei: 

·       Aktienfonds 30 % 

·       Mischfonds 15 % 

·       Immobilienfonds 60 % 

·       Immobilienfonds mit überwiegend ausländischen Immobilien 80 %. 

Nachteilig für Privatanleger ist ab 2018 die Versteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung von Fondsanteilen, 

die vor 2009 angeschafft wurden. Die aus diesen bestandsgeschützten Alt-Anteilen erzielten Veräußerungsge-

winne sind dann insoweit zu versteuern, als sie auf Wertsteigerungen ab 2018 entfallen und einen Freibetrag von 

100.000 € je Anleger übersteigen. (Quelle: Pressemitteilung des Bundesministeriums der Finanzen vom 

24.02.2016) 

 

Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge sind auch beim faktischen Geschäftsführer 
verdeckte Gewinnausschüttungen 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge führen nicht nur bei nominellen, sondern auch bei faktischen Ge-

schäftsführern einer GmbH, die an der Gesellschaft beteiligt sind, zu verdeckten Gewinnausschüttungen. Eine 

verdeckte Gewinnausschüttung liegt vor, wenn eine Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter einen Vermögens-

vorteil zuwendet, der sich auf die Höhe des Einkommens auswirkt, in keinem Zusammenhang mit einer offenen 

Ausschüttung steht und den sie einem Nichtgesellschafter nicht gewährt hätte. Ein faktischer Geschäftsführer ist 

eine formell nicht als Geschäftsführer einer GmbH bestellte Person, die durch eigenes Handeln im Außenverhält-

nis in maßgeblichem Umfang in Gesetz und Gesellschaftsvertrag vorgesehene Geschäftsführungsfunktionen 

übernommen hat. Das hat das Finanzgericht Münster entschieden, wegen grundsätzlicher Bedeutung allerdings 

die Revision zugelassen. 
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Steuerliche Anerkennung von Unterhaltsaufwendungen für in Italien lebende Angehö-
rige bei Übergabe von Bargeld 
Bei Unterhaltszahlungen durch Übergabe von Bargeld an unterhaltsberechtigte Angehörige werden an den 

Nachweis besonders strenge Anforderungen gestellt. In einem vom Finanzgericht Baden-Württemberg entschie-

denen Fall ging es um den Unterhalt von in Süditalien lebenden Eltern eines in Deutschland tätigen italienischen 

Arbeitnehmers. Die Unterhaltsbeiträge wurden durch einen Bekannten überbracht und durch entsprechende 

Bestätigung des Überbringers nachgewiesen. Dieser war als Lebensmittelimporteur tätig und reiste regelmäßig 

nach Süditalien. Als weitere Nachweise für den Bargeldtransfer wurden Belege über entsprechende Abhebungen 

vom Konto des Arbeitnehmers zeitnah vor der Übergabe bzw. der Geschäftsreise des Boten sowie Empfangsbe-

stätigungen der Unterhaltsempfänger vorgelegt. Diese Nachweise sah das Gericht als ausreichend an. Möglich-

erweise muss der Bundesfinanzhof abschließend entscheiden. 

 

Veranstaltung von Golfturnieren kann als Betriebsausgabe abzugsfähig sein 
Unangemessene Repräsentationsaufwendungen sind vom Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen. Darunter 

fallen Ausgaben zur Unterhaltung einer Jagd oder Fischerei, Segel- oder Motorjacht und ähnliche Aufwendungen. 

Nach Meinung der Finanzverwaltung gehören in diese Kategorie auch Kosten für die Veranstaltung von Golftur-

nieren. Ein Urteil des Bundesfinanzhofs weist in eine andere Richtung. Generalisierend wird vorangestellt, dass 

nur solche Aufwendungen vom Abzugsverbot betroffen sind, die eine unmittelbare Berührung zur Lebensführung 

und wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Stellung des Empfängerkreises haben. Ein nur mittelbarer Zusam-

menhang reicht nicht aus. Unter Beachtung dieser Grundsätze wurde der Abzug von Aufwendungen für die Ver-

anstaltung einer Golfturnierreihe durch eine Brauerei zugelassen. Sie hatte sich im Rahmen von Bierlieferungs-

verträgen mit Vereinen und Gastronomen dazu verpflichtet, die Turnierreihe durchzuführen. Im Gegenzug ver-

pflichteten sich die Vereine und gastronomischen Betriebe, nur Getränke dieser Brauerei auszuschenken. Die 

Organisation und Ausschreibungen für die Turnierausrichtung und die Teilnehmer hatten die Vereine übernom-

men. In derartigen Fällen ist die Durchführung einer Golfturnierreihe als Preisbestandteil der Bierlieferungsverträ-

ge anzusehen. Es entsteht kein unmittelbarer sportlicher oder gesellschaftlicher Nutzen für Gesellschafter oder 

Geschäftsfreunde der Brauerei. Anders sieht der Bundesfinanzhof den Fall, wenn der Unternehmer zusammen 

mit anderen Ausrichtern das Golfturnier zur Finanzierung einer Wohltätigkeitsveranstaltung ausrichtet. Dass es 

sich dabei nicht um eine Veranstaltung im betrieblichen Interesse handelt, wird an den Rahmenbedingungen 

deutlich. Die Teilnehmer wurden zu einem Sektempfang eingeladen, zahlten kein Startgeld, sondern erhielten ein 

Startgeschenk und Platzverpflegung und bekamen anlässlich der späteren Siegerehrung noch ein festliches 

Abendessen mit Abendprogramm geboten. Es wurde lediglich erwartet, dass die Teilnehmer später für die Wohl-

tätigkeitsveranstaltung großzügig spendeten. 
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Werbungskostenabzug auch bei langfristig unbebauten Grundstücken möglich 
Werbungskosten sind bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nur abzugsfähig, wenn Einnahmen 

erzielt werden oder zumindest beabsichtigt ist, Einnahmen zu erzielen. Der Bundesfinanzhof hatte über den Wer-

bungskostenabzug von Zinsen für ein unbebautes Grundstück zu entscheiden, das 2003 mit einer Bebauungs-

pflicht gekauft worden war und erst 2013 tatsächlich bebaut wurde. Zwischenzeitlich waren keine Mieten einge-

nommen worden. Das Finanzamt erkannte die ab 2003 angefallenen Zinsen nicht als Werbungskosten an, weil 

die Bebauungsabsicht nicht nachgewiesen war. Diese ist aber Voraussetzung für den Werbungskostenabzug. 

Das Gericht hat die Sache an das Finanzgericht zurückverwiesen und ihm folgende Hinweise gegeben: Der lange 

Zeitraum, in dem das Grundstück nicht bebaut wurde, spricht nicht gegen eine Bebauungsabsicht. Für eine Be-

bauungsabsicht spricht hingegen, dass in den Jahren Baupläne erstellt wurden, eine Bebauungspflicht bestand 

und Eigenkapital zur Bebauung angespart wurde. Schließlich spricht auch die tatsächliche Bebauung ab 2013 

dafür. Hinweis: Werden bei einem unbebauten Grundstück über längere Zeit keine Einnahmen erzielt, sollten 

Beweise für eine Bebauungsabsicht gesammelt werden, damit die Werbungskosten abgezogen werden können. 

Hierzu gehören beispielsweise: Architektenverträge, Baupläne, Bauvoranfragen, Angebote von Bauhandwerkern 

oder die langfristige Finanzierung des Grundstückskaufpreises. 

  

Zahlungen einer privaten Rentenversicherung über die vertragliche Laufzeit hinaus 
sind zu versteuern 
Zahlt eine private Lebensversicherung versehentlich über die vertragliche Laufzeit hinaus, sind diese Zahlungen 

in voller Höhe zu versteuern. Nur die vertragsgemäßen Leistungen sind mit dem Ertragsanteil anzusetzen. Nach 

Auffassung des Finanzgerichts Baden-Württemberg sind solche ohne Rechtsgrund gezahlten Rentenbeträge als 

wiederkehrende Leistungen steuerpflichtige sonstige Einkünfte. Müssen solche zu Unrecht erhaltene Beträge 

zurückgezahlt werden, stellen diese im Jahr der Rückzahlung negative Einkünfte dar. Eine Verrechnung mit den 

übrigen Einkünften ist jedoch nicht möglich, da bei steuerpflichtigen sonstigen Einkünften ein Verrechnungsverbot 

besteht. 

  

Zinszahlungen eines ehemaligen Gesellschafters einer vermögensverwaltenden 
Grundstücksgesellschaft sind nachträglich als Werbungskosten aus Vermietung und 
Verpachtung abzugsfähig 
Zinsaufwendungen sind als nachträgliche Werbungskosten bei den Vermietungseinkünften abzugsfähig, wenn 

nach einer steuerfreien Veräußerung der Veräußerungserlös nicht ausreicht, um die Verbindlichkeiten zu decken. 

Das gilt auch für den Gesellschafter einer vermögensverwaltenden Gesellschaft bürgerlichen Rechts in Form 

eines geschlossenen Immobilienfonds. Werden die Gesellschafter nach Veräußerung des Immobilienbestands 

nachträglich für Verbindlichkeiten des Fonds in Anspruch genommen und haben sie entsprechende Zinszahlun-

gen zu leisten, sind diese ebenfalls als nachträgliche Werbungskosten abzugsfähig. (Quelle: Urteil des Bundesfi-

nanzhofs) 
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4. Erbschaft- / Schenkungsteuer / Bewertungsrecht 
 

Bewertung von Anteilen an einem offenen Immobilienfonds für die Erbschaftsteuer-
festsetzung 
Unter bestimmten Umständen sind Anteile an einem offenen Immobilienfonds nicht mit dem Rücknahmepreis, 

sondern mit dem niedrigeren Kurswert zu bewerten. So hat das Hessische Finanzgericht entschieden. Eine Frau 

erbte unter anderem Anteilscheine an einem offenen Immobilienfonds. Das Fondsmanagement hatte mangels 

Liquidität die Rücknahme der Anteilscheine für zwei Jahre ausgesetzt. Letztlich wurde den Anlegern mitgeteilt, 

dass eine Kündigung und die Auflösung des Fonds erfolgen würde. Die Erbin wehrte sich gegen das Vorgehen 

des Finanzamts, welches im Rahmen der Erbschaftsteuerfestsetzung die Anteilscheine mit dem Rücknahmewert 

angesetzt hatte. Da vorliegend die Rücknahme ausgesetzt wurde, sei dieser Wert nicht erzielbar gewesen. Ent-

gegen der Ansicht des Finanzamts urteilte das Gericht, dass die Anteile nicht mit dem Rücknahmepreis, sondern 

mit dem zum Bewertungsstichtag im Rahmen des Freiverkehrs festgestellten niedrigeren Börsenkurs zu bewerten 

seien. Die Revision wurde durch das Gericht zugelassen. Das Verfahren ist nun beim Bundesfinanzhof anhängig, 

dessen Entscheidung abzuwarten bleibt. 

  

Erwerbsmindernde Berücksichtigung eines formunwirksamen Vermächtnisses 
Ein formunwirksames Vermächtnis ist erbschaftsteuerlich zu berücksichtigen, wenn der mit diesem Vermächtnis 

beschwerte Erbe nachweisen kann, dass dies dem letzten Willen des Verstorbenen entspricht. Die Nichte ihres 

mit 87 Jahren verstorbenen Onkels machte als Alleinerbin geltend, dass ihrem Sohn, dem Patenkind des Ver-

storbenen, von seinem Patenonkel mündlich 20.000 € für den Fall seines Todes zugesagt worden waren. Nach 

der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs sind auch mündliche, also eigentlich formunwirksame Vermächtnisse 

zu berücksichtigen, wenn glaubhaft gemacht werden kann, dass der Verstorbene auch tatsächlich einen solchen 

Wunsch geäußert hat und die Verpflichtung in die Tat umgesetzt wird. Diese Voraussetzungen sah das Finanzge-

richt Nürnberg in dem geschilderten Fall als nicht erfüllt an, weil der versprochene Betrag nicht zeitnah nach dem 

Erbfall an das Patenkind ausgezahlt wurde. 

  

 

5. Gewerbesteuer 
 

Keine Berücksichtigung von Währungsverlusten bei Investitionen in ausländische 
Betriebsstätten 
Aus dem Ertrag einer inländischen Personengesellschaft sind sowohl Gewinne als auch Verluste aus ihren Betei-

ligungen an anderen Personengesellschaften herauszurechnen. Der Gewerbesteuer unterliegen nur Erträge 

inländischer Betriebsstätten. Dementsprechend hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass dies auch für 

den Fall gilt, dass eine ausländische Unterpersonengesellschaft liquidiert wird und dabei ein Währungsverlust 

entsteht. Dies erachtet der BFH auch unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi-

schen Union als mit dem Unionsrecht vereinbar. 
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6. Grunderwerbsteuer 
 

Keine aktuellen Hinweise. 

 

 

7. Körperschaftsteuer / Kapitalgesellschaften 
 

Bildung eines Arbeitszeitkontos für Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH nicht 
möglich 
Mithilfe eines Arbeitszeitkontos können geleistete Arbeitsstunden eines Mitarbeiters verwaltet werden. Ein Ar-

beitszeitkonto erfasst die Soll-Arbeitszeit, die tatsächlich geleistete Arbeitszeit (inkl. Mehrarbeit) sowie die daraus 

entstehenden Plus- bzw. Minuszeiten und Fehlzeiten. Der Bundesfinanzhof (BFH) lässt die Führung eines Ar-

beitszeitkontos für den Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH nicht zu. Im Streitfall verzichtete der alleinige 

Gesellschafter-Geschäftsführer auf einen Teil seiner Bezüge. Diese wurden zugunsten der GmbH bei einer Bank 

angelegt. Der Betrag sollte der Finanzierung späterer Gehaltszahlungen dienen, für die der Geschäftsführer dann 

keine Arbeitsleistungen erbringen musste. Für die Verpflichtung zur späteren Gehaltszahlung bildete die GmbH 

vermögens- und einkommensmindernde Rückstellungen. Der BFH sah darin eine verdeckte Gewinnausschüt-

tung, die das steuerpflichtige Einkommen der GmbH nicht mindern darf. Er begründet dies mit der sog. Allzustän-

digkeit des GmbH-Geschäftsführers, die ihn verpflichte, Arbeiten auch dann zu erledigen, wenn sie außerhalb der 

üblichen Arbeitszeiten oder über diese hinaus anfallen. Zudem würde ein ordentlicher und gewissenhafter Ge-

schäftsleiter mit einem Fremdgeschäftsführer kein Arbeitszeit- oder Zeitwertkonto vereinbaren. 

  
 

8. Personalwirtschaft / Lohnsteuer 
 

Angestellter GmbH-Gesellschafter auch mit Sperrminorität sozialversicherungspflich-
tig 
Die Rechtsprechung zur Sozialversicherungspflicht von angestellten GmbH-Gesellschaftern und 

GmbH-Geschäftsführern hat sich in den letzten Jahren erheblich geändert. In vielen Fällen besteht jetzt im Ge-

gensatz zur früheren Rechtsprechung Sozialversicherungspflicht. Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg 

hatte hierzu folgenden Fall zu entscheiden: An einer GmbH waren A und B je zur Hälfte beteiligt. Während Ge-

sellschafter A Geschäftsführer war, war Gesellschafter B Angestellter mit Einzelprokura. Das Gericht entschied, 

dass B sozialversicherungspflichtig ist. B hatte zwar mit 50 % der Stimmrechte die Macht, ihm nicht genehme 

Gesellschafterbeschlüsse zu verhindern (sog. Sperrminorität). Die unmittelbare arbeitsrechtliche Dienstaufsicht 

und das Weisungsrecht hatte aber A und nicht die Gesellschafterversammlung. Selbst wenn das Weisungsrecht 

in der täglichen Praxis tatsächlich nicht ausgeübt wurde, weil A und B sich für gleichberechtigt hielten, führt dies 

zu keinem anderen Ergebnis. Hinweis: Wird ein GmbH-Geschäftsführer sozialversicherungspflichtig angemeldet, 

wird immer ein sog. Statusfeststellungsverfahren durchgeführt. Wird er oder ein GmbH-Gesellschafter nicht an-

gemeldet, weil die Beteiligten von der Versicherungsfreiheit ausgehen, sollte innerhalb eines Monats nach Be-

schäftigungsbeginn eine Statusfeststellung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund beantragt werden. 

Wenn dort ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis festgestellt wird, tritt die Versicherungspflicht 
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nicht rückwirkend, sondern erst mit der Bekanntgabe der Entscheidung ein, wenn der Beschäftigte zustimmt und 

er für die Zwischenzeit ausreichend krankenversichert war und eine hinreichende Altersvorsorge getroffen hat. 

  

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 
Während der Ferien können Schüler unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu werden. 

Voraussetzung ist, dass die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens drei Monate oder 

70 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist, es sei denn, 

dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt 450 € im Monat übersteigt. Wird die Beschäf-

tigung in einem Kalenderjahr über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis zu 450 € im 

Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sogenannten Minijobs anzuwenden. Beispiel: Schüler Paul arbeitet 

erstmals in den Sommerferien vom 21. Juli bis 2. September 2015 in einer Firma und erhält dafür ein Entgelt von 

800 €. Es entsteht keine Sozialversicherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate bzw. 70 Tage arbeitet. Ab 

1. Oktober 2015 arbeitet er für monatlich 450 €. Ab diesem Tag hat der Arbeitgeber die pauschalen Beiträge 

sowie die Umlagen an die Knappschaft Bahn-See zu entrichten. Hinweis: Wegen der übrigen Vorschriften (z. B. 

Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie) sollte eine Abstimmung mit dem Steuerberater erfolgen. 

 

Arbeitgeber-Newsletter für ELStAM startet 
Die Finanzverwaltung bietet künftig einen Arbeitgeber-Newsletter zum Verfahren der elektronischen Lohnsteuer-

Abzugsmerkmale (ELStAM) an. Dieser neue Service soll Arbeitgeber bei Neuerungen oder Problemen im      

ELStAM-Verfahren zeitnah informieren. Die Anmeldung für den Newsletter ist ab sofort über das ElsterOnline-

Portal (EOP) der Finanzverwaltung möglich. Ein erster Newsletter ist für Mai 2016 geplant. Alle ElsterOnline-

Portal-Nutzer sollen die Möglichkeit haben, den ELII-Newsletter für Arbeitgeber zu abonnieren. Der Nutzer muss 

einen Zugang zum EOP haben. Eine weitere Berechtigung ist nicht erforderlich. Die An- und Abmeldung erfolgt 

über das EOP. Der Newsletter wird an die im EOP hinterlegte E-Mail-Adresse versendet. Die zu versendenden 

Texte werden grundsätzlich durch das Projekt ELII festgelegt. 

 

 

9. Umsatzsteuer / Zollrecht 

 
Umsatzsteuerliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen 
Das BMF bekräftigt in einem Schreiben vom 19. April 2016 gegenüber dem Bund der Steuerzahler, dass bei der 

Durchführung von Betriebsveranstaltungen der Betrag von 110 Euro umsatzsteuerrechtlich weiter als „Freigren-

ze“ einzustufen ist. Dies bedeutet, dass Zuwendungen im Rahmen von Betriebsveranstaltungen nicht in einen 

unternehmerisch und einen nicht unternehmerisch veranlassten Bestandteil getrennt werden können, wie dies 

sonst bei der gemischten Verwendung der Fall ist. Arbeitgeber und die Finanzverwaltung müssen also beurteilen, 

ob eine nicht unternehmerische Veranlassung der Zuwendung überwiegt oder nicht. Dazu zieht die Verwaltung 

die 110 Euro-Grenze heran. In diesem Rahmen ist üblicherweise davon auszugehen, dass die Zuwendung unter-

nehmerisch veranlasst ist. Der Vorsteuerabzug bleibt erhalten. Bei Ausgaben von über 110 Euro ist hingegen 

davon auszugehen, dass unternehmerische Erwägungen regelmäßig in den Hintergrund treten. Dies betrifft dann 

die gesamten Ausgaben und nicht nur einen Teil. Mithin entfällt der Vorsteuerabzug. 
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Abtretungsempfänger haftet beim sog. „echten“ Factoring für Ausfall der Umsatz-
steuer 
Kauft ein Unternehmer (Abtretungsempfänger oder Factor) Forderungen anderer Unternehmer gegen deren Kun-

den auf und übernimmt dabei auch das Ausfallrisiko, liegt ein „echtes“ Factoring vor. Der Abtretungsempfänger 

haftet gegenüber dem Finanzamt für die in den abgetretenen Forderungen enthaltene Umsatzsteuer. Dies gilt, 

wie der Bundesfinanzhof entschieden hat, auch dann, wenn der Factor dem abtretenden Unternehmer liquide 

Mittel zur Verfügung gestellt hat, aus denen der Abtretende die Umsatzsteuer hätte entrichten können. Der Factor 

kann die Haftung nur dadurch vermeiden, dass er die Umsatzsteuer an das Finanzamt abführt und dem Abtre-

tenden nur den Nettobetrag vergütet. 

  

Genaue Bezeichnung der bezogenen Textilien auch im Niedrigpreissegment für Vor-
steuerabzug erforderlich 
Bezieht ein Unternehmer Waren, setzt der Vorsteuerabzug voraus, dass ihm der liefernde Unternehmer eine 

Rechnung mit Umsatzsteuerausweis erteilt, in dem die Waren genau bezeichnet werden. Allgemeine Angaben 

(wie Tops, Damenschuhe, Kleider, Oberteile) reichen auch im Niedrigpreissegment nicht aus. Erforderlich sind 

weitergehende Angaben, z. B. Hersteller, Modelltyp, Farbe und Größe, Artikel- oder Chargennummer. Auch der 

Hinweis in der Rechnung auf die Bestellung reicht aus, wenn diese genaue Angaben enthält. (Quelle: Urteil des 

Hessischen Finanzgerichts) 

  

Kein Vorsteuerabzug aus Vorausrechnungen im Rahmen eines betrügerischen 
Schneeballsystems 
Üblicherweise kann ein Unternehmer die ihm von anderen Unternehmern in Rechnung gestellte Umsatzsteuer 

erst dann als Vorsteuer abziehen, wenn die Leistung ausgeführt worden ist. Erstellt der Unternehmer bereits vor 

Ausführung der Leistung eine Rechnung mit Umsatzsteuerausweis (sog. Anzahlungs- oder Vorausrechnung), 

kann der Rechnungsempfänger die Umsatzsteuer schon im Zeitpunkt der Zahlung als Vorsteuer abziehen. Dies 

setzt nach Auffassung des Finanzgerichts Münster allerdings voraus, dass der Rechnungsaussteller willens und 

in der Lage ist, die in Rechnung gestellte Leistung überhaupt zu erbringen. Fehlt es hieran, scheidet ein Vorsteu-

erabzug sogar dann aus, wenn der Rechnungsaussteller in betrügerischer Absicht gehandelt hat. Die Streitfrage 

ist jetzt beim Bundesfinanzhof anhängig, sodass abzuwarten bleibt, ob dieser die Auffassung des Finanzgerichts 

Münster bestätigt. 

  

Verbilligte Parkplatzüberlassung an Arbeitnehmer ist umsatzsteuerpflichtig 
Die Überlassung von Parkplätzen an Arbeitnehmer kann entweder entgeltlich oder unentgeltlich erfolgen. Eine 

verbilligte Parkraumüberlassung ist als entgeltliche Leistung anzusehen. Die entgeltliche Überlassung eines 

Parkplatzes ist umsatzsteuerpflichtig. Es ist für die Beurteilung unerheblich, dass die Parkplätze den Arbeitneh-

mern überwiegend aus betrieblichen Gründen überlassen werden. Im Gegensatz zur Beurteilung entgeltlicher 

Leistungen hängt die Steuerbarkeit bei einer unentgeltlichen Leistung von anderen Gesichtspunkten ab. Stehen 

unternehmensfremde Aspekte im Vordergrund, ist die Stellplatzüberlassung steuerbar. Wird ein Parkplatz im 

ganz überwiegenden betrieblichen Interesse zur Verfügung gestellt, ist die Nutzungsüberlassung nicht umsatz-

steuerbar. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Vorsteuerabzug aus Rechnung des Insolvenzverwalters erst bei Beendigung des In-
solvenzverfahrens oder Bezahlung 
Der Insolvenzverwalter erbringt gegenüber dem Schuldner eine einheitliche, umsatzsteuerpflichtige Leistung. Hat 

der Schuldner seine Tätigkeit bereits vor Insolvenzeröffnung eingestellt, richtet sich der Vorsteuerabzug nach der 

früheren Tätigkeit. Soweit der Schuldner früher steuerfreie Umsätze ausgeführt hat, ist ein Vorsteuerabzug, von 

Ausnahmen abgesehen, ausgeschlossen. Der Vorsteuerabzug ist erst möglich, wenn der Insolvenzverwalter 

seine Leistung vollumfänglich erbracht hat. Dies ist erst mit Beendigung des Insolvenzverfahrens der Fall. Ein 

Abzug vor Beendigung setzt neben der Rechnung auch die Bezahlung durch die Insolvenzmasse voraus. (Quelle: 

Urteil des Bundesfinanzhofs) 

  

Vorsteuerabzugsberechtigung für eine geschäftsführende Holding 
Ist eine Holdinggesellschaft geschäftsleitend für ihre Tochtergesellschaften tätig, steht ihr insoweit der volle Vor-

steuerabzug aus bezogenen Leistungen für ihr Unternehmen zu. Die Teilnahme an der Verwaltung von Tochter-

gesellschaften ist als Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit zu beurteilen. Es kann sich um administrative, 

finanzielle, kaufmännische oder auch technische Tätigkeiten handeln. Durch diese Betrachtung sind selbst Um-

satzsteuerbeträge für Aufwendungen im Zusammenhang mit dem oder zum Erwerb solcher Beteiligungen als 

Vorsteuer abzugsfähig. Aufgrund gleichzeitig vorliegender wirtschaftlicher, organisatorischer und finanzieller Ein-

gliederung von Tochterkapitalgesellschaften in die Holding kann ein Organschaftsverhältnis vorliegen. Auch eine 

GmbH & Co. KG ist in diesem Zusammenhang als Kapitalgesellschaft zu behandeln und umsatzsteuerrechtlich in 

den Organkreis einzubeziehen. Wird die geschäftsleitende Tätigkeit der Holdinggesellschaft nur bei einem Teil 

ihrer Beteiligungsgesellschaften ausgeübt, ist bezüglich allgemeiner Kosten der Holding eine Aufteilung der Vor-

steuerbeträge in abzugsfähige und nicht abzugsfähige Beträge vorzunehmen. Die vorstehenden Grundsätze 

ergeben sich aus einem Urteil des Bundesfinanzhofs. 

  

 

10. Verfahrensrecht / AO / FGO 
 

Gesetzentwurf soll Manipulation von Registrierkassen verhindern 
Das Bundesministerium der Finanzen hat einen Gesetzentwurf vorgelegt. Dessen Regelungen sollen Manipulati-

onen an sogenannten digitalen Grundaufzeichnungen, z. B. mittels Registrierkassen, verhindern. Dafür sind meh-

rere Mittel vorgesehen: Es wird eine technische Sicherung vorgeschrieben, die ein Überschreiben der Daten in 

Registrierkassen verhindert. Das meint nicht, dass nur noch elektronische Registrierkassen erlaubt sind, sondern, 

dass ein unerkanntes Löschen oder Ändern der Kassenaufzeichnungen unmöglich wird. Die gleichzeitig vorge-

legte technische Verordnung sieht dafür beispielsweise Sicherheitsmodule, Speichermedien, elektronische Archi-

vierungen, digitale Schnittstellen und die Protokollierung der Aufzeichnungen vor. Es wird eine Kas-

sen-Nachschau eingeführt. Eine Kassen-Nachschau ist eine Art Betriebsprüfung, die unangekündigt erfolgt und 

die Ordnungsmäßigkeit der Kassenaufzeichnungen und deren Erfassung in der Buchführung überprüfen darf. 

Verstöße gegen die Sicherungspflicht können mit einer Geldbuße von bis zu 25.000 € geahndet werden. Nach 

dem Entwurf sollen die Gesetzesregelungen für Wirtschaftsjahre ab dem 1. Januar 2019 gelten. Achtung: Schon 

ab dem 1. Januar 2017 müssen elektronische Kassen oder Taxameter alle Einzelumsätze aufzeichnen und für 
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mindestens zehn Jahre unveränderbar abspeichern können. Dafür sind manche Kassen oder Taxameter nachzu-

rüsten. 

  

Keine Verjährung von Steueransprüchen am Wochenende 
Fällt das Jahresende auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen Samstag, endet die Festset-

zungsfrist für Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis erst mit Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Dies hat 

der Bundesfinanzhof (BFH) im Fall einer Antragsveranlagung eines Arbeitnehmers entschieden. Ein entspre-

chender Antrag kann innerhalb der sog. Festsetzungsfrist gestellt werden. Diese beginnt mit Ablauf des Jahres 

der Steuerentstehung und beträgt vier Jahre. Der Antrag auf Veranlagung des Arbeitnehmers für 2007 ging am 

2. Januar 2012 beim Finanzamt ein. Das Finanzamt und das Finanzgericht sahen die Antragstellung als verspätet 

an. Der BFH dagegen hat die Antragstellung für fristgerecht beurteilt, weil das Jahresende 2011 auf einen Sams-

tag fiel. Diese Entscheidung kann auch für 2016 von Bedeutung sein, weil der 31. Dezember 2016 auf einen 

Samstag fällt. 

  

Prüfung durch Steuerfahndung verhindert nicht immer den Eintritt der Festsetzungs-
verjährung 
Gibt ein Steuerpflichtiger eine Selbstanzeige ab, soll die Finanzbehörde ausreichend Zeit haben, die Angaben zu 

prüfen und geänderte Steuerbescheide zu erlassen. Die Selbstanzeige verhindert für die Dauer eines Jahres den 

Eintritt der Festsetzungsverjährung, die bei Steuerhinterziehung 10 Jahre beträgt. Beispiel: Abgabe der Steuer-

erklärung für das Jahr 1999 im Jahr 2000. Mit Ablauf des Jahres 2000 beginnt die Festsetzungsfrist, die am 

31. Dezember 2010 endet. Die Abgabe der Selbstanzeige am 1. Februar 2010 hemmt die Festsetzungsverjäh-

rung für ein Jahr. Beginnt die Steuerfahndung vor Festsetzungsverjährung beim Steuerpflichtigen mit einer Prü-

fung der Besteuerungsgrundlagen, kommt ebenfalls die Ablaufhemmung zum Tragen. Diese dauert an, bis die 

aufgrund der Ermittlungen zu erlassenden Steuerbescheide unanfechtbar geworden sind. Bei einer solchen 

Fahndungsprüfung muss für den Steuerpflichtigen klar und eindeutig erkennbar sein, dass in seinen Steuerange-

legenheiten ermittelt wird. Fehler gehen zu Lasten der Finanzbehörde, z. B. dann, wenn die Steuerfahndung nur 

Unterlagen in Bezug auf eine eigene Selbstanzeige des Steuerpflichtigen anfordert und dabei nicht ausreichend 

deutlich macht, dass sie auch die Nacherklärung überprüfen will, die der Steuerpflichtige als Rechtsnachfolger 

seiner verstorbenen Mutter abgegeben hat. In diesem Fall kann in Angelegenheiten der Mutter keine Hemmung 

der Festsetzungsverjährung eintreten, weil keine Fahndungsprüfung stattgefunden hat. Selbstanzeige und Fahn-

dungsprüfung können nebeneinander die Ablaufhemmung begründen. Voraussetzung ist allerdings, dass die 

Steuerfahndung im Fall der Fahndungsprüfung mit ihren Ermittlungen vor dem Ablauf der ursprünglichen Festset-

zungsfrist - im Beispiel vor dem 1. Januar 2011 - beginnt. (Quelle: Urteile des Bundesfinanzhofs) 

  

Trotz Verzögerungen des Finanzamts kein Erlass von Nachzahlungszinsen 
Ein Restaurantbesitzer erhielt 2011 Steuerbescheide für 2004 bis 2006 aufgrund einer Betriebsprüfung inklusive 

Nachzahlungszinsen. Der Restaurantbesitzer beantragte den Erlass der Zinsen, weil das Verfahren durch die 

Schuld des Finanzamts lange gedauert habe. Außerdem hätten die festgesetzten Zinsen den Vorteil der Kapital-

nutzung überstiegen. Aufgrund der Höhe der Nachzahlung, der Länge der Zeit und der Zuschätzungen sei ein 

Erlass angemessen und geboten. Allein in der Länge des Verfahrens sah das Finanzgericht Thüringen keinen 

Erlassgrund. Denn die Verzinsung im Steuerrecht ist sowohl für Steuernachzahlungen als auch für Erstattungen 

verschuldensunabhängig, um Streitigkeiten über die Ursachen einer späten Steuerfestsetzung zu vermeiden. 
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Danach ist auch ein langes Verfahren grundsätzlich nicht sachlich unbillig. Auch die Zinshöhe von 0,5 % pro 

Monat beanstandete das Finanzgericht übereinstimmend mit dem Bundesfinanzhof nicht: Dieser hat für Zeiträu-

me bis 2011 entschieden, dass der Zinssatz von 6 % für Steuernachzahlungen trotz der anhaltend geringen Zin-

sen am Kapitalmarkt nicht verfassungswidrig ist. In der Revision wurde dem Bundesfinanzhof die Frage vorge-

legt, ob der gesetzliche Zinssatz zu hoch festgesetzte Nachzahlungszinsen zur Folge hatte und diese insoweit 

aus sachlichen Billigkeitsgründen zu erlassen sind. Nachdem die Finanzverwaltung per sogenannter Allgemein-

verfügung alle am 16. Dezember 2015 anhängigen Einsprüche und Anträge auf Aufhebung oder Änderung einer 

Zinsfestsetzung für Verzinsungszeiträume vor dem 1. Januar 2012 zurückgewiesen hat, kann sich in Einsprüchen 

nach dem 16. Dezember 2015 auf das anhängige Verfahren beim Bundesfinanzhof berufen. 

  

Voraussetzungen für die Änderung eines einmal ausgeübten Wahlrechts in einer 
Steuererklärung 
Ein Unternehmer hatte einen erheblichen Veräußerungsgewinn erzielt. Im Rahmen der Einkommensteuererklä-

rung beantragte er dafür die Anwendung eines begünstigten Steuersatzes. Das Finanzamt folgte diesem Antrag, 

der Steuerbescheid wurde rechtskräftig. Später änderte das Finanzamt den Steuerbescheid aufgrund anderer 

Sachverhalte zugunsten des Unternehmers. Es kam zu Steuererstattungen. Der Unternehmer hat gegen diesen 

Bescheid Einspruch eingelegt. Er beantragte eine Steuererhöhung durch Verzicht auf Anwendung der Steuerer-

mäßigung für den Veräußerungsgewinn. Grund für die Meinungsänderung war, dass die Antragstellung auf An-

wendung eines begünstigten Steuersatzes im nächsten Jahr zu einer insgesamt geringeren Steuerbelastung 

führen würde. Er hatte in dem weiteren Jahr ebenfalls einen begünstigungsfähigen Veräußerungsgewinn erzielt. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs war der Einspruch mit dem Antrag auf eine höhere Besteuerung unzu-

lässig. Der Antrag auf Änderung eines einmal ausgeübten Wahlrechts auf die steuerbegünstigte Veranlagung 

eines Veräußerungsgewinns ist nur bis zur endgültigen Rechtskraft des Steuerbescheids möglich. Es kann sich 

dabei z. B. auch um die rechtskräftige Entscheidung über einen Einspruch oder eine Klage handeln. Die Möglich-

keit wäre auch gegeben, soweit der Bescheid noch unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht. Führt eine fi-

nanzamtsseitig nach Rechtskraft des Steuerbescheids noch mögliche Änderung zu einer höheren Steuerbelas-

tung, können nur insoweit Anträge auf Berücksichtigung von steuermindernden Umständen gestellt werden. An-

träge, die über die partielle Bestandskraft hinausgehen, sind unzulässig. 

 

 
11. Umwandlungssteuerrecht 
 
Keine aktuellen Hinweise. 

 


